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Allgemeine Geschäftsbedingungen - 
GSN Schleiftechnik GmbH - Mietverträge 

 

§ 1 Allgemeines – Geltungsbereich - Kaution 

(1) Mietverträge zwischen uns als Vermieter und dem 
Mieter kommen ausschließlich unter Zugrundele-
gung dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(im Folgenden genannt: AGB) zustande. 

a) Sie gelten auch für alle künftigen Mietvertrags-
schlüsse zwischen den Vertragsparteien, auch 
wenn sie nicht nochmals ausdrücklich vereinbart 
werden. 

b) Etwaige Allgemeine Geschäftsbedingungen des 
Mieters sind nur insoweit wirksam, wie sie diesen 
AGB nicht widersprechen oder durch den Vermieter 
schriftlich anerkannt werden. Verwendet der Mieter 
im Zusammenhang mit dem Abschluss von Mietver-
trägen eigene AGB, ist er verpflichtet, den Vermie-
ter hierauf hinzuweisen. Erfolgt dies nicht, so gilt 
zwischen den Vertragsparteien als vereinbart, dass 
der Mieter darauf verzichtet, aus seinen AGB Rech-
te geltend zu machen, die denjenigen der AGB des 
Vermieters widersprechen. 

c) Soweit die AGB des Vermieters keine ausdrückliche 
Regelung treffen, gilt das Gesetz. Dieses kann 
durch AGB des Mieters nicht zum Nachteil des 
Vermieters abbedungen werden. 

d) Sowohl bei schriftlichem als auch bei mündlichem 
Vertragsschluss versichert der Empfänger des 
Mietgegenstandes, falls er nicht selbst der Mieter 
ist, ausdrücklich, zum Abschluss des Mietvertrages 
und zur Empfangnahme des Mietgegenstandes be-
vollmächtigt zu sein. 

(2) Die Angebote des Vermieters sind unverbindlich 
und erfolgen unter Ausschluss einer Haftung des 
Vermieters, soweit der Vermieter die Angaben nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig falsch gemacht hat. 

(3) Sämtliche mündlichen und schriftlichen Angaben 
über den Mietgegenstand, wie beispielsweise in 
Werbeunterlagen, Abbildungen, Verzeichnissen o-
der sonstigen Unterlagen, über technische Leis-

tung, Betriebseigenschaften und Verwendbarkeit für 
den von dem Mieter beabsichtigten Verwendungs-
zweck sind nur bei schriftlicher Bestätigung durch 
den Vermieter Vertragsbestandteil. 

(4) Der Vermieter haftet nicht für die Richtigkeit von 
Herstellerangaben. Er verpflichtet sich jedoch ge-
genüber dem Mieter, diesem etwaige Ansprüche 
gegen den Hersteller auf Verlangen des Mieters 
unverzüglich abzutreten. 

(5) Der Vermieter behält sich ausdrücklich die Vermie-
tung eines anderen als des angebotenen Mietge-
genstandes aus triftigem Grund des Vermieters vor, 
falls der andere Mietgegenstand für den durch den 
Mieter beabsichtigten Gebrauch in vergleichbarer 
Weise geeignet ist und die Vermietung des anderen 
Mietgegenstandes unter Berücksichtigung der Inte-
ressen des Vermieters für den Mieter zumutbar ist. 

(6) Der Vermieter behält sich vor, bei Abschluss des 
Vertrages, oder während der Laufzeit des Vertra-
ges, die Gestellung einer im Sinne des § 315 BGB 
angemessenen Kaution zu verlangen. 

§ 2 Dauer des Mietverhältnisses 

(1) Das Mietverhältnis beginnt mit Unterzeichnung des 
Mietvertrages, sofern im Mietvertrag nicht ausdrück-
lich ein abweichender Zeitpunkt vereinbart ist. 
Wenn kein Mietvertrag abgeschlossen wird, mit 
dem in der Auftragsbestätigung aufgeführten Zeit-
punkt. Bei einem mündlichen Mietvertragsabschluss 
beginnt das Mietverhältnis zum mündlich vereinbar-
ten Zeitpunkt und, wenn dieser nicht eindeutig 
nachweisbar ist, spätestens mit Übergabe des 
Mietgegenstandes. 

(2) Das Mietverhältnis endet unter folgenden Voraus-
setzungen: 

a) Bei einem auf einen bestimmten Zeitraum abge-
schlossenen Mietvertrag mit Ablauf des vereinbar-
ten letzten Tages; 

b) bei einem auf unbestimmte Zeit vereinbarten Miet-
verhältnis: 
 
- entweder durch Kündigung des Vermieters unter 
Wahrung einer Frist von einem Monat, 
 

- oder mangels Kündigung durch den Vermieter mit 
der vollständigen Rückgabe des Mietgegenstandes 
einschließlich etwaigem Zubehör an den Vermieter 
und der beiderseitigen Unterzeichnung des Rück-
gabeprotokolls durch die Vertragsparteien, sowie 
des Weiteren durch Kündigung des Mieters wegen 
Gebrauchsentzuges (oder Nichtgewährung des 
Gebrauchs) gemäß § 542 BGB. 

(3) Der Mieter ist verpflichtet, die Rückgabe rechtzeitig, 
mindestens jedoch 10 Werktage zum Ende des 
Monats, gegenüber dem Vermieter anzukündigen. 
Anderenfalls verlängert sich das Mietverhältnis um 
mindestens einen weiteren Monat.. 

§ 3 Übergabe des Mietgegenstandes 

(1) Der Vermieter ist verpflichtet, den Mietgegenstand 
mängelfrei und betriebsbereit zu übergeben. Der 
Mieter ist verpflichtet, den Mietgegenstand bei Emp-
fangnahme auf Freiheit von erkennbaren Mängeln 
und Betriebsbereitschaft zu prüfen. Mit beanstan-
dungsfreier Empfangnahme erkennt der Mieter den 
Mietgegenstand als mangelfrei und betriebsbereit 
an. Der Mieter ist verpflichtet, später auftretende 
Mängel unverzüglich zu rügen. 

(2) Mit Unterzeichnung des Mietvertrages oder rüge-
freier Entgegennahme des Mietgegenstandes be-
stätigt der Mieter des Weiteren den Empfang der 
Gerätepapiere (Bedienungsanleitungen etc.), soweit 
solche für die einzelnen zu vermietenden Geräte 
durch den jeweiligen Hersteller zur Verfügung ste-
hen, oder notwendig sind. 

(3) Mit der Übergabe des Mietgegenstandes gehen 
sämtliche Gefahren aus einer Verletzung der Ob-
hutspflicht bezüglich des Mietgegenstandes durch 
den Mieter auf den Vermieter über, insbesondere 
diejenigen des Unterganges, des Verlustes, des 
Diebstahls, der Verschlechterung, Beschädigung 
und der vorzeitigen Abnutzung. Für den Fall des 
Diebstahls, der Beschädigung durch Dritte und 
sonstiger Delikte ist der Mieter zur unverzüglichen 
Anzeige bei der örtlich zuständigen Polizeidienst-
stelle und der diesbezüglichen Beweissicherung 
sowie zur unverzüglichen Benachrichtigung des 
Vermieters in allen vorgenannten Fällen verpflichtet. 

(4) Der Mietgegenstand ist durch den Mieter aus-
reichend gegen Diebstahl-, Feuer-, Wasser- und 
erweiterte Elementarschäden zu versichern. Die 
Versicherung ist dem Vermieter auf Verlangen 
nachzuweisen.  

(5) Eine etwaige Schadenersatzpflicht des Vermieters 
ist auf höchstens zwei Tagesmieten pro Tag be-
grenzt. 

§ 4 Erfüllungsort, Übergabe, Rücktransport 

(1) Erfüllungsort für die Übergabe und die Rückgabe 
des Mietgegenstandes ist der Lagerungsort am Sitz 
des Vermieters. 

(2) Ist die Anlieferung durch den Vermieter bei dem 
Mieter vereinbart, trägt der Mieter sämtliche Gefah-
ren ab Übergabe des Mietgegenstandes an den 
Transporteur  Der Versand des Mietgegenstan-
des erfolgt grundsätzlich ohne Transportversi-
cherung. Wünscht der Mieter eine Versicherung, 
so hat er dies separat zu beauftragen und den 
Versicherungswert zu bestimmen. Im Falle einer 
Versicherung werden die Ansprüche des Ver-
mieters gegen den Versicherer an den Mieter 
abgetreten. Die Abladung ist durch den Mieter 
durchzuführen. Sofern die Abladung durch den 
Vermieter vereinbart ist, erfolgt die Abladung neben 
dem Fahrzeug. Der Mieter ist verpflichtet, den Miet-
gegenstand bestmöglich gegen Witterungseinflüs-
se, Beschädigungen durch gefahrgeneigte Arbeiten 
Dritter und durch Bewachung während der gesam-
ten Standzeit zu schützen. 

(3) Der Vermieter kann verlangen, dass zum technisch 
sicheren Transport Drittunternehmen nach Wahl 
des Vermieters durch den Mieter eingeschaltet 
werden. 

(4) Im Falle von höherer Gewalt, Arbeitskämpfen oder 
von sonstigen Ereignissen, die außerhalb des Ein-
flussbereichs des Vermieters liegen, verlängert sich 
die Ausführungsfrist für die durch den Vermieter 
übernommenen Leistungen angemessen. Gleiches 
gilt auch, falls der Mieter seinen Mitwirkungs- 
und/oder Beistellungsverpflichtungen nicht oder 
nicht gehörig nachkommt. 

(5) Vereinbarte Abrufzeiten sind durch den Mieter ge-
nau einzuhalten. Der Mieter ist verpflichtet, ab dem 
vereinbarten Abrufzeitpunkt den Mietzins zu entrich-

ten. Der Mietgegenstand lagert ab diesem Zeitpunkt 
auf Gefahr des Mieters bei dem Vermieter. 

(6) Der Mieter trägt sämtliche Kosten für Nebenleistun-
gen, die im Zusammenhang mit dem Transport, der 
Ab- und Aufladung sowie der Nutzung des Mietge-
genstandes entstehen. Dazu gehören insbesondere 
Kosten für den Einsatz von Kränen und sonstigen 
Hebegeräten bei der Ab- und Aufladung und Kosten 
für die technisch ordnungsgemäße Vorbereitung 
des Untergrundes für die Aufstellung des Mietge-
genstandes. 

(7) Der Mieter ist verpflichtet, rechtzeitig auf seine Kos-
ten vor Aufstellung des Mietgegenstandes den 
technisch geeigneten Untergrund herzustellen, ein-
schließlich etwa notwendiger Verdichtungen, Unter-
bauten, Fundamente und Ähnlichem. Der Vermieter 
kann hierzu ergänzende Vorgaben machen. 

(8) Gleiches gilt für etwa notwendige Ver- oder Entsor-
gungsleitungen und die Anschlüsse des Mietgegen-
standes an diese. 

(9) Die rechtzeitige Einholung etwa notwendiger be-
hördlicher Sondergenehmigungen und die Durch-
führung der etwa notwendigen Folgemaßnahmen 
(z.B. Straßenabsperrmaßnahmen) erfolgt aus-
schließlich durch den Mieter und in dessen Verant-
wortung. 

(10) Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand 
nicht zu benutzen, bevor die etwa erforderlichen 
Genehmigungen und deren Folgemaßnahmen vor-
liegen bzw. durchgeführt sind. 

(11) Der Transport und die Montage von Geräten am 
Einsatzort, die durch den Vermieter demontiert zur 
Verfügung gestellt werden und am Einsatzort mon-
tiert werden müssen, erfolgen ausschließlich durch 
Beauftragte des Vermieters auf Kosten des Mieters. 

§ 5 Nutzung des Mietgegenstandes durch den Mie-
ter, Reparatur- und Wartungsarbeiten, Einsatz-
ort, Gebrauchsüberlassung, Pfändungs- und 
sonstige Maßnahmen Dritter, Versicherungs-
pflicht 

(1) Der Mieter verpflichtet sich, den Mietgegenstand 
ausschließlich an dem vertraglich vereinbarten Ein-
satzort im Rahmen der betriebstechnischen Eig-
nung des Mietgegenstandes einzusetzen und aus-
schließlich durch geeignetes Fachpersonal bedie-
nen und durch geeignetes Fachpersonal oder durch 
den Vermieter warten zu lassen und ausschließlich 
technisch geeignete und gesetzlich zulässige Be-
triebsmittel zu verwenden. Bedienungs- und War-
tungsanleitungen sind durch den Mieter und seine 
Erfüllungsgehilfen vollumfänglich zu beachten und 
insbesondere eine Überlastung des Mietgegen-
standes zu vermeiden. 

(2) Der Vermieter ist jederzeit berechtigt, den Mietge-
genstand zu besichtigen und technisch zu untersu-
chen oder untersuchen zu lassen. Die Kosten hier-
für trägt der Vermieter, falls sich nicht ein Mangel 
herausstellt, den der Mieter pflichtwidrig nicht besei-
tigt hat. 

(3) Der Mieter ist verpflichtet, sämtliche durch ihn zu 
vertretenden Reparaturarbeiten auf seine Kosten 
durch den Vermieter ausführen zu lassen.  

(4) Die Verbringung des Mietgegenstandes an einen 
anderen Einsatzort, insbesondere in das Ausland, 
bedarf der schriftlichen Zustimmung des Vermieters 
und des Nachweises des durch den Mieter zu be-
schaffenden umfassenden Versicherungsschutzes, 
insbesondere für die Risiken des Diebstahls, Bran-
des und sonstigen Abhandenkommens und der 
zeitweiligen Nichtrückführbarkeit. Die Versicherung 
muss auf den Vermieter als Begünstigten abge-
schlossen werden. 

(5) Die Untervermietung oder sonstige Gebrauchsüber-
lassung an Dritte ist ausgeschlossen. 

(6) Sollten Dritte durch Pfändung, Beschlagnahme oder 
aufgrund sonstiger Rechte oder unbefugt Rechte an 
dem Mietgegenstand geltend machen oder diesen 
befugt oder unbefugt in Besitz nehmen, ist der Mie-
ter verpflichtet, den Vermieter entweder durch Tele-
fax oder durch Einschreiben/Rückschein unverzüg-
lich, spätestens innerhalb von drei Tagen, zu be-
nachrichtigen und vorab den oder die Dritten auf 
das Eigentum des Vermieters schriftlich hinzuwei-
sen und diesen Hinweis dem Vermieter innerhalb 
gleicher First zu übermitteln. Der Mieter ist ver-
pflichtet, dem Vermieter sämtliche Kosten zur Wie-
dererlangung zu ersetzen und auf Verlangen des 
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Vermieters für die Rechtsverfolgungskosten ange-
messene Vorschüsse zu leisten. 

(7) Der Mieter trägt die Kosten der Betriebsmittel. Vor-
handene Betriebsmittel werden bei Übergabe und 
Restbestände bei Rückgabe des Mietgegenstandes 
vermerkt und entsprechend abgerechnet. 

§ 6 Rückgabe des Mietgegenstandes, Schadener-
satz 

(1) Der Mieter ist verpflichtet, den Mietgegenstand ein-
schließlich sämtlichen etwaigen Zubehörs fristge-
mäß im Sinne der §  2 dieser AGB mängelfrei und 
gesäubert zurückzugeben. 

(2) Bei Rückgabe des Mietgegenstandes durch den 
Mieter erfolgt eine unverzügliche gemeinsame 
Überprüfung des Mietgegenstandes durch beide 
Vertragsparteien. Werden bei der Überprüfung 
Mängel festgestellt, wird der Zustand des Mietge-
genstandes in einem durch den Mieter und den 
Vermieter zu unterzeichnenden Rückgabeprotokoll 
festgehalten. Soweit im Einzelfall über das Vorlie-
gen von Mängeln keine Einigkeit der Vertragspar-
teien besteht, ist jede Vertragspartei berechtigt, die 
Aufnahme ihrer Ansicht in das Rückgabeprotokoll 
zu verlangen. Jede der Vertragsparteien kann die 
Untersuchung des Mietgegenstandes durch einen 
durch die für den Vermieter örtlich zuständige In-
dustrie- und Handelskammer zu benennenden 
Sachverständigen verlangen. Die Sachverständi-
genkosten tragen die Vertragsparteien je nach dem 
Ergebnis der Feststellungen des Sachverständigen 
über das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein 
von Mängeln im Verhältnis ihres Obsiegens oder 
Unterliegens. Der Sachverständige entscheidet 
auch verbindlich entsprechend dem Feststellungs-
ergebnis darüber, in welchem Verhältnis die Partei-
en die Sachverständigenkosten zu tragen verpflich-
tet sind. 

(3) Werden bei der Rückgabe Mängel, Verschmutzun-
gen oder sonstige Schäden oder die Wartungsbe-
dürftigkeit des Mietgegenstandes festgestellt, ist der 
Mieter verpflichtet, die entstehenden angemesse-
nen Kosten unter Zugrundelegung der Preisliste 
des Vermieters für die notwendigen Leistungen zu 
tragen, soweit diese durch den Mieter zu vertreten 
sind. 

(4) Werden Mängel, Schäden oder Wartungsbedürftig-
keit erst später festgestellt, ist der Vermieter ver-
pflichtet, den Mieter unverzüglich zu benachrichti-
gen und ihm eine Nachprüfung durch Besichtigung 
zu ermöglichen. Der Mieter ist in diesem Fall nur 
dann zum Ersatz der Reparatur- und Wartungskos-
ten verpflichtet, wenn der Vermieter dem Mieter 
nachweist, dass der Mieter die Mängel, Schäden 
oder Wartungsarbeiten zu vertreten hat, bzw. diese 
während der Vermietung an den Mieter entstanden 
sind. 

(5) Ist der Mietgegenstand aufgrund durch den Mieter 
zu vertretender Umstände, insbesondere aufgrund 
von Schäden, vorzeitig notwendig gewordener War-
tungsarbeiten oder mangels Rückgabe mit sämtli-
chem Zubehör oder aufgrund sonstiger durch den 
Mieter zu vertretender Umstände nicht anderweitig 
vermietbar, ist der Mieter schadenersatzpflichtig. 
Der Vermieter wird sich jedoch um die Geringhal-
tung des Schadens pflichtgemäß bemühen. Erfolgt 
die Rückgabe des Mietgegenstandes unvollständig, 
insbesondere hinsichtlich etwaigen Zubehörs, ist 
der Mieter berechtigt und verpflichtet, nach seinem 
Ermessen etwa verfügbares Mietzubehör oder an-
dere fehlende Teile mietweise und gegen zusätzli-
che Vergütung zur Verfügung zu stellen, um eine 
anderweitige Vermietung zu ermöglichen. 

(6) Ist dem Mieter die Rückgabe des Mietgegenstandes 
aus einem durch ihn zu vertretenden Grund unmög-
lich geworden oder würden bei durch den Mieter zu 
vertretenden Mängeln oder Schäden die Reparatur-
kosten mehr als 60 % des Zeitwertes betragen, ist 
der Mieter zu einer sofortigen Kündigung des Miet-
vertrages berechtigt. Der Mieter ist jedoch verpflich-
tet, Schadenersatz in Höhe des Zeitwertes des 
mängelfreien und uneingeschränkt betriebsbereiten 
Mietgegenstandes zuzüglich einer Wiederbeschaf-
fungskostenpauschale von brutto 15 % unbescha-
det des Rechts des Vermieters, die Entstehung hö-
herer Wiederbeschaffungskosten nachzuweisen 
und zu verlangen, sowie eine Nutzungsentschädi-
gung in Höhe des tagesanteiligen Mietzinses für ei-
nen angemessenen Zeitraum zur Ersatzbeschaf-
fung durch den Vermieter, längstens jedoch für ei-
nen Monat zu leisten, falls der Vermieter die soforti-
ge Nachvermietbarkeit nachweist, anderenfalls in 
Höhe von 65 % der Monatsmiete für den jeweiligen 

tagesanteiligen Ausfall. Der Vermieter ist verpflich-
tet, alle ihm zumutbaren Anstrengungen zur Gerin-
ghaltung des Schadens zu unternehmen. Weiterge-
hende Schadenersatzansprüche des Vermieters 
bleiben unberührt. 

§ 7 Berechnung des Mietzinses und Abgeltungsum-
fang 

(1) Der Mietzins versteht sich zuzüglich der gesetzli-
chen Mehrwertsteuer in ihrer jeweiligen Höhe ohne 
Kosten für etwaige Verpackung und Transporte ab 
der Betriebsstätte des Vermieters, sowie ohne Per-
sonal des Vermieters. 

(2) Sofern nicht schriftlich eine abweichende Vereinba-
rung getroffen wurde, errechnet sich der Gesamt-
mietzins aus dem Monatsmietzins multipliziert mit 
den angefangenen Monaten der Mietdauer. Die Ta-
ge der Übergabe und Rücknahme werden als volle 
Miettage berücksichtigt. 

(3) Bei Mietgegenständen werden acht Einsatzstunden 
als ein Einsatz innerhalb eines Werktages im 
Durchschnitt zugrunde gelegt. Nutzt der Mieter den 
Mietgegenstand mehr als acht Stunden im Laufe 
eines Werktages, erhöht sich der Mietzins für jede 
weitere angefangene Stunde um 1/8 des Monats-
mietpreises umgerechnet auf einen Tagesmietpreis 
(Berechnungsgrundlage: 360 Tage je Jahr, 30 Tage 
je Monat). Pro Werktag ist jedoch mindestens eine 
durchschnittliche Mindesteinsatzzeit von acht Stun-
den zugrunde zu legen und zu vergüten. 

§ 8 Fälligkeit, Zahlung des Mietzinses, Verzug 

(1) Die Abrechnung des Mietzinses und sonstiger For-
derungen des Vermieters erfolgt monatlich im Vo-
raus zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer in 
ihrer jeweils geltenden Höhe. 

(2) Die berechneten Beträge sind spätestens innerhalb 
von 14 Tagen ab Rechnungszugang bei dem Mieter 
ohne Abzüge eingehend bei dem Vermieter zahl-
bar. 

(3) Ab dem 31. Tag nach Zugang der Rechnung des 
Vermieters besteht Verzug des Mieters gemäß § 
286 Abs. 3 BGB. Ab diesem Zeitpunkt ist der Ver-
mieter berechtigt, Verzugszinsen in Höhe der ge-
setzlichen Zinsen von 8% über dem jeweils gültigen 
Basiszinssatz zu fordern. Die Geltendmachung wei-
tergehender Schadenersatzforderungen bleibt un-
berührt. 

(4) Zahlungen des Mieters werden zunächst auf etwai-
ge Auslagen und Fremdkosten des Vermieters, 
dann auf die Zinsen und zuletzt auf den Mietzins 
angerechnet. 

§ 9 Haftungsbegrenzung des Vermieters, Abtretung 
von Schadenersatzansprüchen gegen Dritte an 
den Mieter 

(1) Schadenersatzansprüche des Mieters wegen Ver-
schuldens des Vermieters vor und bei Vertragsab-
schluss im Sinne des § 311 BGB, unerlaubter 
Handlung und nicht vorhersehbarer Schäden sind 
ausgeschlossen, soweit sie nicht auf Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit des Vermieters oder seiner 
Erfüllungsgehilfen beruhen, sich der Vermieter nicht 
gemäß § 831 BGB exkulpieren kann und bei Vorlie-
gen einfacher Fahrlässigkeit insoweit, als sich die 
Schadenersatzansprüche nicht auf die Verletzung 
von Kardinalpflichten (wesentlichen Vertragspflich-
ten) beziehen und nicht Gesundheitsschäden Ge-
genstand der strittigen Forderung sind und nicht die 
Geltendmachung von Ansprüchen aus dem Pro-
dukthaftungsgesetz möglich ist und nicht der Ver-
mieter bezüglich der Art des eingetretenen Scha-
dens eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen 
hat oder der Vermieter in besonderer Weise Ver-
trauen für sich in Anspruch genommen hat. 

(2) Die Haftung des Vermieters ist grundsätzlich be-
grenzt auf den jeweils entstehenden unmittelbaren 
typischerweise vorhersehbaren Schaden. 

(3) Soweit eine über die §§ 8 Abs. 1 und Abs. 2 hin-
ausgehende Haftung des Vermieters verbleibt, ist 
dieser nur schadenersatzpflichtig, soweit er den 
Schaden in angemessener Höhe durch Versiche-
rung seiner gesetzlichen Haftpflicht gedeckt hat o-
der im Rahmen von durch die Versicherungsauf-
sichtsbehörden genehmigten Allgemeinen Ver-
tragsbedingungen. (AVB) zu tarifmäßigen, nicht auf 
außergewöhnliche Verhältnisse abgestellten Prä-
mien und Prämienzuschlägen bei einem im Inland 
zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherer 
hätte decken können und kein Fall der Leistungs-
freiheit des Versicherers vorliegt oder vorläge. Bei 

Leistungsfreiheit des Versicherers bleibt der Ver-
mieter in Höhe desjenigen Betrages haftbar, den 
der Versicherer zu zahlen hätte, wenn kein Fall der 
Leistungsfreiheit vorläge. 

(4) Der Vermieter übernimmt keine Haftung für Lie-
ferverzögerungen, die sich aus Ausfuhrbeschrän-
kungen ergeben, sowie auch nicht dafür, dass eine 
Lieferung aufgrund von Exportvorschriften über-
haupt nicht durchgeführt werden kann. Sollte sich 
nach Vertragsschluss ergeben, dass eine vertragli-
che Pflicht nicht wie vereinbart ausgeführt werden 
kann, kann der Vermieter jederzeit vom Vertrag zu-
rücktreten. Dies gilt nicht, sofern dies von ihm vor-
sätzlich oder grob fahrlässig veranlasst wurde. 

(5) Der Vermieter ist verpflichtet, etwaige ihm gegen 
Dritte - insbesondere Versicherungen - zustehende 
Ansprüche, soweit er diese nicht zur Abdeckung ei-
gener Schadenersatzpflichten benötigt, auf Verlan-
gen an den Mieter abzutreten, soweit dies nicht in 
den Versicherungsbedingungen ausgeschlossen 
ist. 

§ 10 Sicherungsrechte des Vermieters, Forderungs-
abtretungen 

(1) Der Mieter tritt mit Unterzeichnung des Mietvertra-
ges sicherungshalber in Höhe der gegenwärtigen 
und künftigen Forderungen des Vermieters sämtli-
che gegenwärtigen und künftigen Forderungen und 
Leistungsansprüche gegen seine Versicherer (so-
weit dies nach den Bedingungen seiner Versicherer 
zulässig ist), sowie sämtliche gegenwärtigen und 
künftigen Ansprüche gegen seinen Auftraggeber 
hinsichtlich derjenigen Leistungen des Mieters ab, 
zu deren Erbringung der Mietgegenstand eingesetzt 
wurde. Der Vermieter nimmt die Abtretungen an. 
Der Vermieter verpflichtet sich gegenüber dem Mie-
ter, die Forderungsabtretung gegenüber dem oder 
den Drittschuldner(n) so lange nicht offenzulegen, 
wie der Mieter sich nicht in Verzug befindet oder 
das Mietverhältnis nicht aus wichtigem Grunde ge-
kündigt ist. 

(2) Falls der Vermieter den Vertrag aus wichtigem 
Grunde gekündigt hat oder der Mieter sich mit der 
Rückgabe des Mietgegenstandes in Verzug befin-
den sollte, ist der Vermieter berechtigt, den Mietge-
genstand auch ohne Zustimmung des Mieters in 

Besitz zu nehmen. Der Mieter ist verpflichtet, dem 
Vermieter den Zugang zum Standort des Mietge-
genstandes zu ermöglichen und die Wegnahme zu 
dulden. 

§ 11 Aufrechnungsbeschränkung, Abtretungs- und 
Einziehungsermächtigungs-ausschluss 

(1) Der Mieter ist berechtigt, mit einer unbestrittenen 
oder rechtskräftig festgestellten oder zumindest als 
zugunsten des Mieters durch gerichtlichen Hinweis 
als entscheidungsreif bezeichneten Forderung ge-
gen den Vermieter aufzurechnen. 

(2) Die Befugnis des Mieters, Ansprüche aus diesem 
Vertrag an Dritte abzutreten oder Dritte zur Einzie-
hung von Forderungen oder der Geltendmachung 
von Ansprüchen aus diesem Vertrag zu ermächti-
gen, wird ausgeschlossen. 

§ 12 Leistungsverweigerungsrecht des Vermieters 

Werden dem Vermieter nach Vertragsabschluss 
Umstände bekannt, die ernsthafte Bedenken dar-
über rechtfertigen, dass in den Vermögensverhält-
nissen des Mieters eine wesentliche Verschlechte-
rung eingetreten ist oder der Mieter schon bei Ver-
tragsschluss nicht mehr ausreichend zahlungsfähig 
war und dadurch der Anspruch auf die Zahlung des 
Mietzinses oder sonstiger Forderungen aus dem 
Mietverhältnis gefährdet ist, ist der Vermieter be-
rechtigt, seine Leistung so lange zu verweigern, bis 
die Gegenleistung bewirkt ist oder Sicherheit dafür 
geleistet wurde. Des Weiteren ist der Vermieter be-
rechtigt, von dem Mieter die einstweilige Herausga-
be des Mietgegenstandes zu verlangen. Der Mieter 
ist verpflichtet, diese unverzüglich herauszugeben. 

§ 13 Kündigung aus wichtigem Grunde durch die 
Vertragsparteien 

(1) Beide Vertragsparteien sind zur fristlosen Kündi-
gung des Mietvertrages aus wichtigem Grunde be-
rechtigt, falls die jeweils andere Vertragspartei ihre 
vertraglichen Verpflichtungen so erheblich verletzt, 
dass der jeweils anderen Partei die Fortsetzung des 
Mietverhältnisses nicht mehr zumutbar ist. 

(2) Ein wichtiger Kündigungsgrund für den Vermieter 
liegt insbesondere vor, wenn 
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a) der Mieter mit der Zahlung von nicht nur im Sinne 
des § 320 Abs. 2 BGB geringfügigen Verbindlichkei-
ten Verzug ist, 

b) Vollstreckungsmaßnahmen gegen den Mieter 
durchgeführt werden, 

c) bei dem Mieter im Sinne der §§ 17 ff. InsO Zah-

lungsunfähigkeit, drohende Zahlungsunfähigkeit 
oder Überschuldung vorliegt, 

d) der Mieter den Mietgegenstand trotz Abmahnung 
durch den Vermieter in technisch schädigender 
Weise oder sonstiger erheblich vertragswidriger 
Weise benutzt, 

e) der Mieter den Mietgegenstand unbefugt Dritten 
überlässt oder an einen vertraglich nicht vereinbar-
ten Ort verbringt. 

§ 14  Sonstiges 

(1) Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehun-
gen der Parteien unterliegen dem Recht der Bun-
desrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-
Kaufrechts (CISG). 

(2) Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand 
und für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist 
das für unseren Geschäftssitz zuständige Gericht. 
Wir sind auch berechtigt den Besteller an seinem 
allgemeinen Gerichtsstand zu verklagen. 

(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages 
unwirksam sein oder werden oder eine Lücke ent-
halten, so bleiben die übrigen Bestimmungen hier-
von unberührt. Die Parteien verpflichten sich, an-
stelle der unwirksamen Regelung eine solche ge-
setzlich zulässige Regelung zu treffen, die dem 
wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Regelung 
am nächsten kommt, bzw. diese Lücke ausfüllt. 

Stand: 25.04.2016 

 

 


